„ 


Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1922 N 


— ᷑ ̃—ͤ— h—— — — —— — — —— — — — — — 
8 Inhalt: Geſetz über ein vereinfachtes Enteignungsverfahren, S. 211. — Geſetz zur Erhaltung des Baumbeſtandes und Erhaltung 
8 7 und Freigabe von Uferwegen im Intereſſe der Volfsgefundheit, S. 213. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze 
vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 217. — Berichtigung, S. 218. 
r ñęñß 0 ĩͤ . ͤ ͤ . EIER Er 


(Nr. 12330.) Geje über ein vereinfachtes Enteignungsverſahren. Vom 26. Juli 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


sl. 

Für Unternehmen, bei denen das Enteignungsverfahren aus Gründen des öffentlichen Wohls, 
insbeſondere zur Beſeitigung oder Abwendung größerer Arbeitsloſigkeit oder eines ſonſtigen Not⸗ 
ſtandes, einer beſonderen Beſchleunigung bedarf, kann das Staatsminiſterium durch einen im Amts⸗ 
blatt bekanntzumachenden Erlaß anordnen, daß ein vereinfachtes Enteignungsverfahren ſtattfindet. 

Soweit eine ſolche Anordnung ergeht, ſind die Vorſchriften des Geſetzes über die Enteignung 
von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) in Verbindung mit dem XXII. Titel 
des Geſetzes über die Zuſtändigleit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom, 
1. Auguſt 1883 (Geſetzſamml. S. 237) mit den nachſtehenden Anderungen anzuwenden. 


5 982. 
An die Stelle des Bezirksausſchuſſes tritt der Regierungspräſident. 
§ 3. 
Die im 8 19 des Enteignungsgeſetzes vorgeſehene Friſt von 2 Wochen wird auf 1 Woche 
verkürzt. 5 
8 4. 


Der Beſchluß über die Feſtſtellung der Entſchädigung ($ 29 des Enteignungsgeſetzes) und der 
Enteignungsbeſchluß (§ 32 des Enteignungsgeſetzes) werden verbunden. In geeigneten Fällen können 
diefe Beſchlüſſe auch mit dem Beſchluß über die Feſtſtellung des Planes ($ 21 des Enteignungs⸗ 
geſetzes) verbunden werden. f N 

Für jeden Teil des Beſchluſſes verbleibt es bei den geſetzlich verordneten Rechtsbehelfen. 


§ 5. 
Das Eigentum des enteigneten Grundſtücks geht auf den Unternehmer erſt nach Zahlung 
oder Hinterlegung der Entſchädigungsſumme über. 
Geſetzſammlung 1922. (Nr. 1233012331.) ! - 39 
Ausgegeben zu Berlin den 12. Auguſt 1922. 


§ 6. 

Der Regierungspräſident kann den Anternehmer auf Antrag vorläufig in den Beſitz der im 
Plan bezeichneten Grundſtücke einweiſen, ſobald der Beſchluß über die Feſtſtellung des Planes er⸗ 
gangen iſt ($ 21 des Enteignungsgeſetzes). Auf Antrag eines Beteiligten iſt der Zuſtand des 
Grundſtücks, ſoweit er für die fpätere Feſtſtellung des Grundſtückswertes und der Nebenentſchädi⸗ 
gungen von Bedeutung iſt, im Beſitzeinweiſungstermin oder, wenn das nicht ſofort möglich iſt, 
in einem mit kurzer Friſt anzuberaumenden neuen Termin, nötigenfalls unter Zuziehung eines oder 
mehrerer Sachverſtändiger, ſchriftlich niederzulegen. Dem Beſitzer des Grundſtücks iſt der durch 
die Einweiſung entſtandene, nötigenfalls im Rechtswege feftzuftellende Schaden zu vergüten. Iſt 
der Eigentümer im Beſitz des Grundſtücks, ſo iſt ihm die für die Enteignung zu gewährende Ent⸗ 
ſchädigung vom Tage der Beſitzeinweiſung an zu verzinſen. Erleidet er einen weiteren Schaden, 
ſo iſt ihm auch dieſer zu erſetzen. 

Die Entſchädigung (Abſ. 1) iſt tunlichſt bereits in dem Beſchluß, durch den der Unternehmer 
in den Beſitz eingewieſen wird, feſtzuſtellen. Sie iſt dem Beſitzer alsbald zu zahlen; wird die 
Zahlung ſchuldhaft verzögert, fo iſt auf den Antrag des Beſitzers der Beſchluß aufzuheben. 

Der Beſchluß iſt dem Eigentümer und dem Beſitzer zuzuſtellen oder zu Protokoll zu ver⸗ 
künden. Ihnen ſteht binnen 1 Woche nach der Zuſtellung oder Verkündung die Beſchwerde an 
den Miniſter für Handel und Gewerbe zu. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Gegen 
die Entſcheidung über eine Entſchädigung iſt der Rechtsweg gemäß § 30 des Enteignungsgeſetzes 
zuläſſig. d 

f 9 25 

Ergeht eine Anordnung nach § 1 Abſ. 1 für einen Fall, in dem ein Enteignungsverfahren 
nach den Beſtimmungen der §§ 135 ff. des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten 
vom 24. Juni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) in Verbindung mit $ 150 Abf. 2 des Geſetzes über 
die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 237) ftattfindet, jo finden die §§ 2 und 6 Anwendung, und zwar $ 6 mit folgenden 
Maßgaben: 

1. im 5 6 Abſ. 1 treten an die Stelle des Regierungspräſidenten das Oberbergamt und 
der Regierungspräſident; 5 

2. die Beſitzeinweiſung (§ 6 Abſ. 1) kann durch die Kommiſſare des Oberbergamts und des 
Regierungspräſidenten in gegenſeitigem Einvernehmen bereits in dem nach § 143 Abſ. 1 
des Allgemeinen Berggeſetzes an Ort und Stelle abzuhaltenden Termin erfolgen; 

3. in § 6 Abſ. 3 Satz 2 treten an die Stelle des Miniſters für Handel und Gewerbe 
dieſer Miniſter und der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Jorſten. 


§ 8. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes notwendigen Beſtimmungen erläßt der Miniſter für Handel 
und Gewerbe. N 
SIR 
Das Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1922 in Kraft. 
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Soweit in Geſetzen und Verordnungen auf die Beſtimmungen der Verordnung vom 11. Sep⸗ 
tember 1914 (Geſetzſamml. S. 159) Bezug genommen iſt, treten die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
an deren Stelle. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. i 
big gewah 


Berlin, den 26. Juli 1922. * 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 9.5 P 
(Siegel) 5 Braun. Siering. N ; h 


en 905 AV 


(Rr. 12331.) Geſetz zur Erhaltung des Baumbeſtandes und Erhaltung und Freigabe von Uferwegen im 
Intereſſe der Volksgeſundheit. Vom 29. Juli 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 


(4) Der Provinzialausſchuß (in Berlin der Magiſtrat, im Bezirke des Siedlungsverbandes 
Ruhrkohlenbezirk der Verbandsausſchuß) beſtimmt nach Anhörung der amtlichen Vertretungen von 
Induſtrie und Landwirtſchaft und der Gemeinden und Kreiſe, welche Baumbeſtände und Grünflächen 
in Großſtädten oder in der Nähe von Großſtädten, in der Nähe von Bade- oder Kurorten oder 
in Induſtriegebieten aus Rückſicht auf die Volksgeſundheit oder als Erholungsſtätten der Bevölkerung 
zu erhalten find, und welche Uferwege an Seen und Waſſerläufen neben den beſtehenden öffentlichen 
Wegen dem Fußgängerverkehre zwecks Förderung des Wanderns dienen ſollen. g ; 

(2) Bei der Entſcheidung, welche Baumbeſtände und Grünflächen in der Nähe“ liegen, iſt 
in der Regel über eine die Grenzen der Städte in 8 Kilometer Breite umſchließende Zone nicht 
hinauszugehen, es ſei denn, daß Baumbeſtände und Grünflächen in dieſer Zone nicht vorhanden ſind. 

(3) Die Baumbeſtände, Grünflächen und Uferwege find in ein Verzeichnis aufzunehmen. Im 
Bezirke des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk bedarf es einer Aufnahme der Baumbeſtände in 
das Verzeichnis nicht, wenn die betreffenden Flächen bereits in das gemäß § 16 Ziffer 3 des 
Geſetzes, betreffend Verbandsordnung für den Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk vom 5. Mai 1920 
(Geſetzſamml. S. 286) aufgeſtellte Verzeichnis aufgenommen ſind oder aufgenommen werden. 

(4) Dem Verzeichniſſe find Pläne beizufügen, in denen der Umfang der zu erhaltenden Vaum⸗ 
beſtände und Grünflächen und die Lage, Breite und Länge der Uferwege einzutragen ſind. 


8 2. 

() Der Beſchluß des Provinzialausſchuſſes (in Berlin des Magiſtrats, im Bezirk des Siedlungs⸗ 
verbandes Ruhrkohlenbezirk des Verbandsausſchuſſes) iſt den beteiligten Gemeinden, Kreiſen und 
Grundeigentümern nebſt einem Abdrucke des Planes oder Planteiles zuzuſtellen. Im Gebiete des 
Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk gelten für die Aufftellung und Veröffentlichung des Verzeich— 
niſſes durch den Verbandsausſchuß die im § 16 Abf. 1 Ziffer 3 des Geſetzes betreffend Verbands⸗ 


392 


* 


ni 
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ordnung für den Siedlungsverband Nuhrkohlenbezirk vom 5. Mai 1920 enkhaltenen Beſtimmungen 


mit der Maßgabe, daß die amtlichen Vertretungen von Induſtrie und Landwirtſchaft zu hören find. 

(2) Gegen den Beſchluß findet binnen 4 Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat (Ver⸗ 
bandsrat) und gegen deſſen Entſcheidung binnen der gleichen Friſt die Beſchwerde an den Miniſter 
für Volkswohlfahrt — ſoweit Forſtgrundſtücke in Betracht kommen, an die Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt und Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, und ſoweit induſtrielle Intereſſen in Frage 


kommen, auch an den Miniſter für Handel und Gewerbe — ſtatt; jedoch hat die Beſchwerde 


keine aufſchiebende Wirkung. 
() Die Eintragungen in das Verzeichnis find. nach endgültiger Feſtſtellung öffentlich bekannt 
zumgchen. „ N i 
! 5 9 3. ; 

(1) Maßnahmen, die eine Anderung des Holzbeftandes der in das Verzeichnis (§ 1) auf- 
genommenen Baumbeſtände und Grünflächen herbeiführen, bedürfen der Genehmigung des Negierungs- 
präſidenten (in Berlin des Oberpräſidenten, im Bezirke des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk 
des Verbandspräſidenten). 

(2) Bei Grundſtücken, die in erſter Linie zur Holzzucht beſtimmt find und nach einem Forſt⸗ 
wirtſchaftsplane (Betriebsplan oder Betriebsgutachten) bewirtſchaftet werden, oder deren Bewirt— 
ſchaftung unter Leitung von ſtaatlichen oder kommunalen Behörden oder von Landwirtſchafts— 
kammern oder ſtaatlich anerkannten Vereinigungen von Waldbeſitzern (Waldbeſitzervereinen, Wald— 
hauvereinen, Bauernvereinen uſw.) geführt wird, genügt es, wenn der Wirtſchaftsplan als den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes Rechnung tragend vom Regierungspräſidenten (Oberpräſidenten, Ver— 
bandspräſidenten) anerkannt und genehmigt iſt. Abweichungen vom Betriebsplan und außerplan⸗ 
mäßige Holzfällungen bedürfen jedoch auch in dieſem Falle der vorherigen Genehmigung. i 

6) Der Regierungspräſident Oberpräſident, Verbandspräſident) kann die Genehmigungs— 
befugnis für Holzbeſtandsveränderungen nach Abſ. 1, ſoferm fie lediglich einzelne Baumgruppen 
oder Alleen betreffen, in Landkreiſen dem Landrat, in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde über— 
tragen. Der Miniſter für Volkswohlfahrt kann die Genehmigungsbefugnis des Verbandspräſidenten 
auf deſſen Antrag dem Verbandsdirektor teilweiſe oder ganz übertragen. Die Übertragung iſt 
öffentlich bekanntzumachen. i 

(% Vor Erteilung der Genehmigung (Abs. 1, 2 und 3) find nach Möglichkeit die beteiligten 
Gemeinden und Kreiſe und im Gebiete des Siedlungsverbandes der Verband zu hören, 

6) Die Entſcheidung erfolgt ſür Forſtgrundſtücke unter tunlichſter Beachtung der Grundſätze 


einer pfleglichen Forſtwirtſchaft, der Intereſſen des Waldbeſitzers und des Gemeinwohls nach 
Anhörung eines von der Landwirtſchaftskammer zu benennenden Forftiachverftändigen. Im Falle 


der Ablehnung des Sachverſtändigen durch den Waldbeſitzer benennt der Regierungspräſident 
(Oberpräſident, Verbandspräſident) drei Sachverſtändige, unter denen der Waldbeſitzer einen auswählt. 
Bei Staatswaldungen tritt an die Stelle des von der Landwirtſchaftsk mmer zu ernennenden 
Sachverſtändigen der zuſtändige Oberforſtmeiſter. Außergewöhnliche Bedürfniſſe der Beſitzer ſind 
bei allen Entſcheidungen zu berückſichtigen. Die Genehmigung kann an beſondere Bedingungen, 
insbeſondere an die Bedingung der Wiederaufforſtung abgeholzter Fächen, geknüpft werden. 
() Der Genehmigung bedarf es nicht, wenn es ſich um Holznutzungen geringen Umfanges 


handelt, die, in der eigenen Hauswirtſchaft des Eigentümers oder Nutzungsberechtigten gebraucht 
werden. Das gleiche gilt für Eingriffe, die zur Bekämpfung von Inſeklengefahren, durch Wind⸗ 


ge 


hruch oder Schneebruch erforderlich werden, ſowie für Maßnahmen zur Aufforſtung ſchlecht 
beſtandener oder durch Brand beſchädigter Flächen. 5 e : 

(7) Der Genehmigung bedarf: es auch dann nicht, wenn die Anderung des Holzbeſtandes 
durch die Errichtung oder den Betrieb einer landes-, waſſer⸗ oder bergpoligeilich zu genehmigenden 
Anlage bedingt iſt. Die für die Genehmigung zuſtändige Polizeibehörde hat jedoch die beteiligten 
Gemeimden und Kreiſe und im Gebiete des Siedlungsverbandes dieſen vor der Erteilung der 
Genehm'gung zu hören. f 

(8) Gegen die Entſcheidung des Regierungspräſidenten (Oberpräſidenten, Verbandspräſidenten) 
iſt binnen vier Wochen die Beſchwerde an die Miniſter für Volkswohlfahrt und für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten und, wenn induſtrielle Intereſſen in Frage kommen, für Handel und 
Gewerbe zuläſſig. Die Beſchwerde kann auch durch die beteiligten Gemeinden und Kreiſe und im 
Gebiete des Siedlungsverbandes durch den Verband erhoben werden. 

(9) Gegen die Verſagung der Genehmigung durch die Landräte oder Ortspolizeibehörden iſt 


binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten (Oberpräſidenten, Verbandspräſidenten), 


gegen die Verſagung der Genehmigung durch den Verbandsdire'tor binnen gleicher Friſt die 
Veſchwerde an den Verbandspräfidenten zuläſſig. Der Beſcheid des Regierungspräſidenten (Ober- 
präſidenten, Verbandspräſidenten) iſt endgültig. a i 


§ 4. 

) Soweit die Holznutzung von Baumbeſtänden der im $ 1. gedachten Art zugunſten der 
Geſundheit oder Erholung der Bevölkerung ſtärker als es nach forſtwirtſchaftlichen Grundſätzen 
und Vorſchriften zuläſſig iſt, eingeſchränkt wird, iſt von den Gemeinden oder Kreiſen, in deren 
Intereſſe die Aufnahme des Baumbeſtandes in das Verzeichnis erfolgt iſt, angemeſſene Entſchädigung 
zu leiſten. Welche Gemeinden (Kreiſe) dabei in Betracht kommen, beſtimmt im Zweifelsfalle der 
Provinzialausſchuß (Verbandsausſchuß), und wenn verſchiedene Provinzen (oder neben einer Provinz 
der Siedlungsverband oder die Stadt Berlin) betroffen werden, der Miniſter für Volkswohlfahrt. 

(2) Kommt eine Einigung über die Höhe der Entſchädigung oder über die Verteilung der 
Entſchädigung auf die beteiligten Gemeinden (Kreiſe) nicht zuſtande, ſo beſchließt auf Antrag eines 
Beteiligten der Bezirksausſchuß (Verbandsrat), der an die Vorentſcheidung des Provinzialausſchuſſes 
(Verbandsausſchuſſes, Miniſters) über die Zahl der in Betracht kommenden Gemeinden (Kreiſe) 
gebunden iſt. Die Koſten des Abſchätzungsverfahrens tragen die Gemeinden oder Kreiſe, die die 
Entſchädigung zu zahlen haben. i Ah 5 

6) Die ſich aus § 3 ergebende Beſchränkung iſt mit Ablauf von M Jahren nach ihrem 
Eintritt auf Verlangen des Eigentümers oder Nutzungsberechtigten aufzuheben, wenn nicht eine 
beteiligte Gemeinde oder ein Gemeindeverband die von ihr betroffene Fläche gepachtet oder gekauft 
hat. Der Erwerber iſt verpflichtet, den Baumbeſtand zu erhalten. 8 

Die Ortspolizeibehörden haben die Durchführung des Baumſchutzes zu überwachen und ohne 
Genehmigung erfolgende Maßnahmen, die eine Anderung des Holzbeſtandes herbeiführen, mit allen 
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Amen nach den 88 132 ff. des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 18838 


(Geſetztamml. S. 195) zuſtehenden Zwangsmitteln zu verhindern. 


Se 


| 
My 
5 


§ 6. 

() Vom Tage der im § 2 Abſ. 3 vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachung an iſt jede 
der beteiligten Gemeinden oder an ihrer Stelle die Provinz (im Bezirke des Siedlungsverbandes 
Ruhrkohlenbezirk der Siedlungsverband) berechtigt, von dem Grundſtückseigentümer die Freigabe 
der Uferwege für den Wanderverkehr zu verlangen und ihrerſeits die für den Wanderverkehr not⸗ 
wendigen Maßnahmen zur Gangbarmachung der Uferwege zu treffen. Der ortsübliche Weidebetries 
darf nicht behindert werden; wenn nötig, ſind vorher Tränkanlagen auzulegen, 

(2) Auf der Waſſerſeite der ÜUferwege iſt die Errichtung von baulichen Anlagen — abgeſehen 
von geringfügigen Bauten und Anlagen, von Bootsſchuppen, Badehäuschen, Anlegeſtegen und ü 
ähnlichen Bauten — ſowie von Hecken von mehr als m Höhe verboten. Ausnahmen find 
nur mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes (Verbandsrats) zuläſſig. 

SIR 

() Für die Freigabe der Uferwege und, ſofern das Grundſtück bereits eingezäunt war, für 
die Koſten der Herſtellung einer die übrigen Teile des Grundſtücks gegen den Wanderweg ab— 
ſchließenden zweckentſprechenden Einfriedigung iſt Entſchädigung zu gewähren. 

(2) Die Entſchädigung trägt die Gemeinde (Provinz, der Siedlungsverband), welche die Freigabe 
betreibt, ſoweit nicht aus beſonderen Rechtstiteln ein anderer dafür aufzukommen hat. 

(3) § 4 Abſ. 2 gilt entſprechend. 

§ 8. 

(1) Eigentümer, Waldgenoſſen, Nutzungs-, Gebrauchs- oder Dienſtbarkeits⸗Berechtigte, ſowie 
Pächter oder Käufer eines unter § 1 fallenden Baumbeſtandes oder deren Beauftragte werden mit 
einer Geldſtrafe bis zur Höhe des doppelten Wertes der gewonnenen Erzeugniſſe beſtraft, wenn ſie 
vorſätzlich oder fahrläſſig ohne Genehmigung den Holzbeſtand verändern. 

(2) Falls Erzeugniſſe nicht gewonnen find oder mildernde Umſtände vorliegen, werden die 
Schuldigen bei Vorſatz mit einer Geldſtrafe bis zu 10 000 Mark, bei Fahrläſſigkeit mit einer 
Geldſtrafe bis zu 3000 Mark beſtraft. i 

SEI, 

Alle der Durchführung dieſes Geſetzes dienenden Verhandlungen und Geſchäfte einſchließlich 

derjenigen der freiwilligen Gerichtsbarkeit find gebühren⸗ und ſtempelfrei. 


§ 
(1) Wer die in das Verzeichnis (§ 1) aufgenommenen Uferwege, ſobald ihre Freigabe von der 
zuſtändigen Behörde (§ 6 Abſ. 1) verlangt iſt, vorſätzlich einzäunt oder durch Beſeitigung von 
Brücken oder Ziehung von Gräben oder in ſonſtiger Weiſe für den freien Wanderverkehr ungangbar 
macht oder ſperrt, wird mit Geldſtrafe bis zu 5000 Mark, im Unvermögensfalle mit entſprechender 
Haft beſtraft. 
(2) Gleichzeitig kann die Beſeitigung der Sperrmittel oder der verbotswidrig errichteten Anlagen 
im Wege polizeilichen Zwanges erfolgen. f f 
als; 
Die gemäß $ 1 mit der erſtmaligen Aufſtellung der Verzeichniſſe und Pläne betrauten Behörden 
ſind berechtigt, in den durch dieſes Geſetz berührten Angelegenheiten die Mitwirkung der Staats⸗ 
und Gemeindebehörden koſtenlos in Anſpruch zu nehmen. f : 


a 


$ 12, : 
An der Juſtändigkeit der Landeskulturbehörde im Amlegungsverfahren wird durch dieſes Geſetz 
nichts geändert. 


93. 

Die Regierungspräſidenten (in Berlin der Oberpräſident, im Siedlungsverbande der Verbands⸗ 
präſident) können zur vorläufigen Sicherung der Baumbeſtände innerhalb der im § 1 bezeichneten 
Gebiete Polizeiverordnungen erlaſſen und Zuwiderhandlungen mit Haft bis zu einem Monat und 
Geldſtrafe bis zu 1500 Mark oder mit einer dieſer Strafen bedrohen. Dieſe Polizeiverordnungen. 
ſind mit der endgültigen Feſtſtellung des Verzeichniſſes (SS 1 und 2), ſpäteſtens aber 12 Monate 
nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aufzuheben. 


Be 
4) Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
e) Mit der Ausführung des Geſetzes wird der zuſtändige Miniſter beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. Juli 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. Hirtſiefer. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

J. der Erlaß des Preußischen Staatsminiſteriums vom 3. Februar 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Sachſen⸗Anhalt in Halle a. S. für den Bau einer 
elektriſchen Feruleitung vom Kraftwerk Groß Kayna nach Osmünde, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Merſeburg Nr. 20 S. 107, ausgegeben am 20. Mai 1922; : 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Februar 1922, betreffend die Genehmigung 
des von der Generalverſammlung des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts am 
16. Dezember 1921 beſchloſſenen Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Inſtituts, 
durch die Amtsblätter f 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 17 Sonderbeilage, ausgegeben am 
29. April 1922, 

der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 16 Sonderbeilage, ausgegeben am 22. April 1922, 

der Regierungsſtelle in Schneidemühl Nr. 16 Sonderbeilage, ausgegeben am 29. April 1922, 

der Regierung in Stettin Nr. 16 Sonderbeilage, ausgegeben am 22. April 1922, 

der Regierung in Köslin Nr. 19 Sonderbeilage, ausgegeben am 13. Mai 1922, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 16 Sonderbeilage, ausgegeben am 22. April 1922, und 

der Regierung in Magdeburg Nr. 18 Sonderbeilage, ausgegeben am 6. Mai 1922; 


4. 


6. 


SI 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 21. März 1922, betreffend die Genehmigung 
der von der Geueralverſammlung des Kur und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts am 


16. Dezember 1921 beſchloſſenen neuen Satzung der Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 


Darlehnskaſſe in Berlin, durch die Amtsblätter 
der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 17 Sonderbeilage, ausgegeben am 
29. April 1922, 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 18 Sonderbeilage, ausgegeben am 6. Mai 1922, 
der Regierungsſtelle in Schneidemühl Nr. 17 Sonderbeilage, ausgegeben am 6. Mai 1922, 
der Regierung in Stektin Nr. 19 Sonderbeilage, ausgegeben am 13. Mai 1922, 
der Regierung in Köslin Nr. 19 Sonderbeilage, ausgegeben am 13. Mai 1922, 
der Regierung in Liegnitz Nr. 17 Sonderbeilage, ausgegeben am 29. April 1922, und 
der Regierung in Magdeburg Nr. 18 Sonderbeilage, ausgegeben am 6. Mai 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. März 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen, für den 
Bau von Starkſtromleitungsanlagen vom e bei Brühl nach Sinzig, durch die Amts⸗ 
blätter der Regierung in Köln Nr. 16 S. 127, ausgegeben am 15. April 1922, und der Regierung 
in Coblenz Nr. 33 S. 190, ausgegeben am 29. Juli 19227 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Düren für den Ausbau des elektriſchen Leitungsnetzes im Kreiſe 
Düren und die anderweite Legung feiner dort vorhandenen 5 000.Volt-Leitung, durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Aachen Nr. 26 S. 153, aus gegeben am 1. Juli 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Mai 1922, betreffend die Sun des 
Enteignungsrechts an die Stadt Bonn für die Schaffung von 0 agen, durch das Amts— 
blatt der Regierung in Köln Nr. 28 S. 207, ausgegeben am 8. Juli 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Juli 1922, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an die Niederlauſitzer Waſſerwerksgefellſchaft m. b. H. in Senftenberg N.. 
für die Anlage eines neuen, der Verſorgung der Bevölkerung mit Trink⸗ und Wirtſchaftswaſſer 
dienenden Waſſerwerkes, 195 das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 30 S. 159, 
ausgegeben am 29. Juli 1922. 8 


Berichtigung. 
kuf S S. 10 iſt in Seile 20 von oben ſtatt „Wertverträge“ zu ſetzen „Werkverträge“. 


—— 


Redigiert im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedrückt in der Reichsdruckerei. 


Der Beyugspiet für die Preußiſche Gefegfammlung iſt auf 40 Mark jährlich einſchließlich der gefeglichen. Zeitungsgebühr feſtgeſetzt. Der Preis für 
einzelne Stücke beträgt 1 Mark 20 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 1806 bis 1833 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark, 


Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


8 


. 


